
25. 9. 19 Gesetz zur Änderung des Mobilitätsfördergesetzes .......................................

Ändert FFN 60-45
266

H 13614

265

Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Land Hessen

2019

Tag Inhalt Seite

Nr. 19Ausgegeben zu Wiesbaden am 7. Oktober 2019

25. 9. 19 Gesetz zur Förderung der digitalen kommunalen Bildungsinfrastruktur
und zur Änderung des Gesetzes zur Neugliederung der staatlichen Schul-
aufsicht .................................................................................................................

FFN 72-132; ändert FFN 72-131
267

23. 9. 19 Verordnung zur Bestimmung der Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze und
mit verlängerter Kündigungsbeschränkung (Kappungsgrenzen- und Kündi-
gungsbeschränkungsverordnung) ........................................................................

FFN 362-82; hebt auf FFN 362-73, 362-67
277

6. 9. 19 Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Höhe der Aufwands-
entschädigung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und die Kostenerstattung nach § 3 Abs. 2
des Hessischen Gesetzes zur Ausführung des Transplantationsgesetzes ...........

Ändert FFN 350-89
278

13. 9. 19 Bekanntmachung der Änderung der Aufwandsentschädigung der vor dem 1. Ja-
nuar 2017 ausgeschiedenen ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister und ehrenamtlichen Kassenverwalterinnen und Kassenverwalter der
Gemeinden ............................................................................................................

Zu FFN 321-52
279



Artikel 1

Änderung des Mobilitätsfördergesetzes

Art. 1 des Gesetzes zur Mobilitätsförde-
rung und zur Änderung des Gesetzes über
den öffentlichen Personennahverkehr in
Hessen vom 24. Mai 2018 (GVBl. S. 182)
wird wie folgt geändert:

In § 3 Nr. 1 Buchst. a werden nach dem
Wort „Bauart“ ein Komma und die Wörter
„einschließlich Seilbahnen,“ eingefügt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Mobilitätsfördergesetzes*)

Vom 25. September 2019

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 25. September 2019

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,
Ve r k e h r  u n d  W o h n e n

A l - Wa z i r

*) Ändert FFN 60-45
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Artikel 11)

Gesetz zur Förderung der digitalen
kommunalen Bildungsinfrastruktur an 

hessischen Schulen (Hessisches 
Digitalpakt-Schule-Gesetz – HDigSchulG)

§ 1

Förderziel, Fördervolumen,
Finanzierung und Verteilung der Mittel

(1) Zum Aufbau und zur Verbesserung
der bildungsbezogenen digitalen Infrastruk-
tur an Schulen gewährt das Land den ande-
ren öffentlichen Schulträgern nach den
§§ 138 bis 140 des Hessischen Schulgeset-
zes (HSchG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. Juni 2017 (GVBl. S. 150),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai
2018 (GVBl. S. 82), den Trägern genehmig-
ter Ersatzschulen im Sinne der §§ 170 und
171 HSchG sowie den Trägern von staatlich
anerkannten Pflegeschulen nach § 6 Abs. 2
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes vom 
17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), Altenpflege-
schulen nach § 4 Abs. 2 des Altenpflegege-
setzes vom 25. August 2003 (BGBl. I 
S. 1690), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), sowie
Kinderkrankenpflegeschulen und Kranken-
pflegeschulen nach § 4 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 des Krankenpflegegeset-
zes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17. Juli
2017 (BGBl. I S. 2581) – im Folgenden zu-
sammenfassend als Pflegeschulen bezeich-
net –, auf Antrag eine Förderung bis zur Hö-
he der in der Anlage genannten Beträge
(Kontingente); § 7 Abs. 1 bleibt unberührt.
Die Förderung einer Ersatzschule setzt vo-
raus, dass der Unterrichtsbetrieb drei Jahre
nach der Genehmigung ohne Unterbrechun-
gen stattgefunden hat und im Anschluss da-
ran fortgeführt wird. Gehen die Schulen in
der Trägerschaft eines freien Trägers auf ei-
nen anderen Träger über, so erwirbt der
neue Träger die Antragsberechtigung für das
zugehörige Kontingent. Das gilt auch, wenn
der neue Träger nicht in der Anlage genannt
ist. Gehen einzelne Schulen in der Träger-
schaft eines freien Trägers während der
Dauer der Förderung auf einen anderen Trä-
ger über, so ist der Antragsteller berechtigt,
den auf diese Schulen entfallenden Anteil
seines Kontingents an den neuen Träger
weiterzuleiten, soweit dieser die Verpflich-
tung übernimmt, die Maßnahme weiter
durchzuführen.

(2) Die Förderung umfasst ein Volumen
von bis zu 496 324 947 Euro. Es besteht aus

den vom Bund aus dem Sondervermögen
Digitale Infrastruktur dem Land Hessen zur
Verfügung gestellten Finanzhilfen in Höhe
von 372 172 000 Euro sowie einem Komple-
mentäranteil, der sich aus Darlehen der
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
(WIBank) und Landesmitteln zusammen-
setzt. Den öffentlichen Schulträgern und den
Ersatzschulträgern nach Abs. 1 werden Dar-
lehen nach Satz 2 in Höhe von bis zu 
110 176 947 Euro für Maßnahmen nach § 4 
Abs. 1 zur Verfügung gestellt. Maßnahmen
nach § 4 Abs. 1 an landeseigenen Schulen
sowie Pflegeschulen sowie landesweite oder
länderübergreifende Maßnahmen nach § 4
Abs. 2 und 3 werden in Höhe von bis zu 
13 976 000 Euro aus Landesmitteln komple-
mentär finanziert.

(3) Die Finanzhilfen des Bundes und die
Darlehen nach Abs. 2 Satz 3 werden nach
Maßgabe dieses Gesetzes und einer För-
derrichtlinie gewährt, die das Kultusministeri-
um im Einvernehmen mit dem Ministerium
der Finanzen erlässt und die im Staatsanzei-
ger zu veröffentlichen ist. Die Finanzhilfen
des Bundes und die Landesmittel nach 
Abs. 2 Satz 4 stellt das Land den Schulen in
seiner eigenen Trägerschaft nach Maßgabe
eines Erlasses des Kultusministeriums und
den Trägern der Pflegeschulen nach Maß-
gabe einer Richtlinie des Ministeriums für
Soziales und Integration, die dieses im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium der Finan-
zen und dem Kultusministerium erlässt, zur
Verfügung. Satz 2 Halbsatz 1 gilt entspre-
chend für die Förderung landesweiter oder
länderübergreifender Maßnahmen; § 4 
Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 2

Finanzierung und Umsetzung
durch die WIBank

(1) Das Land bedient sich zur Finanzie-
rung und Umsetzung der Förderung der WI-
Bank. Die Ministerin oder der Minister der Fi-
nanzen wird ermächtigt, zu diesem Zweck
mit der WIBank eine Vereinbarung zu schlie-
ßen, die neben der Verwaltung der Darlehen
auch diejenige der Finanzhilfen des Bundes
nach § 1 Abs. 2 Satz 2 umfasst.

(2) Die Darlehen nach § 1 Abs. 2 Satz 2
und 3 haben eine Laufzeit von zehn Jahren.
Die Tilgung der Darlehen erfolgt zur Hälfte
durch das Land und zur Hälfte durch den
Darlehensnehmer. Die Darlehenszinsen
trägt zur Hälfte das Land und zur Hälfte der
Darlehensnehmer.

(3) Die Kreditaufnahmen der kommuna-
len Schulträger im Rahmen dieses Gesetzes
gelten nach § 94 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c der
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 7. März

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Förderung der digitalen kommunalen Bildungsinfrastruktur

und zur Änderung des Gesetzes zur Neugliederung der staatlichen Schulaufsicht

Vom 25. September 2019

1) FFN 72-132 

Anlage
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2005 (GVBl. S. 142), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291),
als in der Haushaltssatzung festgesetzt und
nach § 97a Nr. 4 HGO in Verbindung mit 
§ 103 Abs. 2 Satz 1 HGO als genehmigt. Die
Kreditermächtigung gilt abweichend von 
§ 103 Abs. 3 HGO bis zum Ablauf des drit-
ten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres,
längstens jedoch bis zum 31. Dezember
2025.

(4) Abweichend von § 98 Abs. 2 Nr. 2 bis 4
HGO ist eine Nachtragssatzung nicht erfor-
derlich. Die für die Durchführung der nach
diesem Gesetz geförderten Maßnahmen 
erforderlichen Auszahlungsermächtigungen
können außerplanmäßig nach § 100 HGO be-
reitgestellt werden. Die in diesen Vorschriften
genannten Voraussetzungen gelten als erfüllt.

§ 3

Bürgschaftsermächtigung

Das Ministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, für Verpflichtungen aus Darlehen
nach § 1 Abs. 2 Satz 3 an Träger von Er-
satzschulen Bürgschaften bis zu einem Ge-
samtbetrag von 3 756 000 Euro zuzüglich
Zinsen und sonstiger Nebenleistungen ge-
genüber der WIBank zu übernehmen.

§ 4

Fördervoraussetzungen

(1) Förderfähig sind Investitionen in fol-
gende auf einzelne Schulen bezogene Maß-
nahmen:

1. Aufbau oder Verbesserung der digitalen
Vernetzung in Schulgebäuden und auf
Schulgeländen, Serverlösungen;

2. schulisches WLAN;

3. Aufbau und Weiterentwicklung digitaler
Lehr-Lern-Infrastrukturen (zum Beispiel
Lernplattformen, pädagogische Kommu-
nikations- und Arbeitsplattformen, Porta-
le, Cloudangebote), soweit sie im Ver-
gleich zu bestehenden Angeboten päda-
gogische oder funktionale Vorteile bieten;

4. Anzeige- und Interaktionsgeräte (zum
Beispiel interaktive Tafeln, Displays nebst
zugehörigen Steuerungsgeräten) zum
Betrieb in der Schule, mit Ausnahme von
Geräten für vorrangig verwaltungsbezo-
gene Funktionen;

5. digitale Arbeitsgeräte, insbesondere für
die technisch-naturwissenschaftliche Bil-
dung oder die fachrichtungsbezogene
Bildung an beruflichen Schulen;

6. schulgebundene mobile Endgeräte (Lap-
tops, Notebooks und Tablets mit Ausnah-
me von Smartphones), wenn

a) die Schule über die Infrastruktur, die
nach Nr. 1 und 2 förderfähig ist, ver-
fügt und

b) spezifische fachliche oder pädagogi-
sche Anforderungen solche Geräte
erfordern und dies im technisch-päda-

gogischen Einsatzkonzept der Schule
dargestellt ist und

c) bei Anträgen für allgemeinbildende
Schulen die Gesamtkosten für mobile
Endgeräte am Ende der Laufzeit des
Investitionsförderprogramms 20 Pro-
zent des Gesamtinvestitionsvolumens
für alle allgemeinbildenden Schulen
des Schulträgers nicht überschreiten.

Die zu beschaffenden digitalen Infrastruktu-
ren müssen grundsätzlich technologieoffen,
erweiterungs- und anschlussfähig an regio-
nale, landesweite oder länderübergreifende
Systeme sein. Nicht förderfähig sind Investi-
tionen in Maßnahmen an Schulen, die nach
dem zum Zeitpunkt der Antragstellung gel-
tenden Schulentwicklungsplan des Schulträ-
gers oder nach einer Auflage, die das Kul-
tusministerium seiner Zustimmung zum
Schulentwicklungsplan beigefügt hatte, auf-
zuheben sind, sowie Investitionen in fach-
richtungs- oder schwerpunktspezifische IT-
Infrastruktur an beruflichen Schulen, falls die
Fachrichtung oder der Schwerpunkt an der
Schule nicht besteht, es sei denn, dass das
Kultusministerium der Einrichtung der Fach-
richtung oder des Schwerpunkts zum Zeit-
punkt der Antragstellung bereits zugestimmt
hat. Soweit Ersatzschulen nicht nach § 145
Abs. 1 Satz 4 HSchG in die Schulentwick-
lungsplanung einbezogen worden sind, kann
bei ihnen hilfsweise die längerfristige Ent-
wicklung der Schülerzahlen zugrunde gelegt
werden. Satz 4 gilt entsprechend für Pflege-
schulen.

(2) Förderfähig sind Investitionen in fol-
gende regionale und landesweite Maßnah-
men:

1. Aufbau und Weiterentwicklung digitaler
Lehr-Lern-Infrastrukturen (zum Beispiel
Lernplattformen, pädagogische Kommu-
nikations- und Arbeitsplattformen, Porta-
le, Landesserver, Cloudangebote), soweit
sie im Vergleich zu bestehenden Angebo-
ten pädagogische oder funktionale Vor-
teile bieten, bei Einrichtungen der Lehrer-
bildung einschließlich Dateninfrastruktu-
ren, WLAN sowie Anzeige- und Interakti-
onsgeräte;

2. Systeme, Werkzeuge und Dienste, die
dem Ziel dienen, bei bestehenden Ange-
boten Leistungsverbesserungen herbei-
zuführen, die Service-Qualität bestehen-
der Angebote zu steigern oder die Inter-
operabilität bestehender oder neu zu ent-
wickelnder digitaler Infrastrukturen herzu-
stellen oder zu sichern;

3. Strukturen für die professionelle Adminis-
tration und Wartung digitaler Infrastruktu-
ren im Zuständigkeitsbereich von Schul-
trägern.

Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Förderfähig sind Investitionen in län-
derübergreifende Maßnahmen, die

1. dazu beitragen, die Ziele des Investiti-
onsprogramms, der Strategie Bildungsof-
fensive für die digitale Wissensgesell-
schaft des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung oder der Strategie
der Kultusministerkonferenz Bildung in
der digitalen Welt zu erreichen oder
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2. eine effizientere Nutzung der eingesetz-
ten Mittel ermöglichen.

Das Nähere regelt eine länderübergreifende
Bekanntmachung.

(4) Doppelförderungen sind unzulässig.
Finanzierungsanteile Dritter mindern die för-
derfähigen Kosten.

(5) Die Maßnahmen müssen nach dem
16. Mai 2019 begonnen werden. Eine Maß-
nahme beginnt mit dem Abschluss eines der
Ausführung dienenden verbindlichen Liefe-
rungs- oder Leistungsvertrages. Vor dem in
Satz 1 bestimmten Zeitpunkt begonnene,
aber noch nicht durch Abnahme aller Leis-
tungen abgeschlossene Maßnahmen kön-
nen gefördert werden, wenn es sich um
selbstständige, noch nicht begonnene Ab-
schnitte einer laufenden Maßnahme handelt.

(6) Die Maßnahmen des Landes und der
Schulträger müssen bis zum 31. Dezember
2025 vollständig abgerechnet werden. Die
länderübergreifenden Maßnahmen müssen
bis zum 31. Dezember 2026 vollständig ab-
gerechnet werden.

§ 5

Bewilligungsverfahren

(1) Bewilligungsstelle für Maßnahmen
der öffentlichen Schulträger und der Ersatz-
schulträger nach § 1 Abs. 1 ist das Ministeri-
um der Finanzen. Bewilligungsstelle für
Maßnahmen an Pflegeschulen ist das Minis-
terium für Soziales und Integration. Die Be-
willigungen erfolgen im Einvernehmen mit
dem Kultusministerium. Bewilligungsstelle
für Maßnahmen an landeseigenen Schulen
sowie für landesweite und länderübergrei-
fende Maßnahmen ist das Kultusministeri-
um. Die Bewilligungsstellen können ihre Be-
fugnisse auf Dritte übertragen.

(2) Anträge auf Förderung einer Maßnah-
me der öffentlichen Schulträger nach § 1
Abs. 1 und der Träger von Schulen in freier
Trägerschaft sind bis zum 31. Dezember
2021 zu stellen. Die Antragsteller sind für die
Einhaltung der Fördervoraussetzungen ver-
antwortlich. Anträge auf Förderung einer
Maßnahme nach § 4 Abs. 3 müssen von
mindestens zwei Ländern gemeinsam ge-
stellt werden; das Nähere regelt die länder-
übergreifende Bekanntmachung nach § 4
Abs. 3 Satz 2.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung ei-
ner Zuwendung oder eines Darlehens für eine
bestimmte Maßnahme besteht nicht. Die Be-
willigungsstellen entscheiden nach pflichtge-
mäßem Ermessen und auf Grundlage der in
der Anlage festgelegten Kontingente.

§ 6

Verwendungsnachweis, 
Berichts- und Nachweispflichten

(1) Die zweckentsprechende Verwen-
dung der Fördermittel ist innerhalb von

sechs Monaten nach Abschluss der Maß-
nahme nachzuweisen.

(2) Die Schulträger haben dem Kultusmi-
nisterium über die geförderten Maßnahmen
jeweils bis zum 20. Januar mit Stand vom
31. Dezember des Vorjahres und zum 
20. Juli mit Stand vom 30. Juni desselben
Jahres zu berichten.

§ 7

Rückforderung und erneute
Bereitstellung von Mitteln

(1) Fördermittel, die von einem Schulträ-
ger nicht in Anspruch genommen werden,
können abweichend von der in der Anlage
geregelten Verteilung durch die Bewilli-
gungsstelle neu bereitgestellt werden.

(2) Soweit Fördermittel nicht zweckent-
sprechend verwendet worden sind, werden
sie zurückgefordert. Dasselbe gilt, wenn die
Förderquote in Höhe von 75 Prozent der för-
derfähigen Kosten bezogen auf die einzelne
Maßnahme überschritten wird oder wenn die
Maßnahme nicht fristgerecht begonnen wur-
de. Fördermittel können für andere im jewei-
ligen Kontingent förderfähige Maßnahmen
erneut beantragt und verwendet werden.

(3) Zurückzuzahlende oder zu früh aus-
gezahlte Fördermittel sind zu verzinsen. Der
Zinssatz bestimmt sich nach dem jeweiligen
Darlehenszinssatz der WIBank. Abweichend
hiervon gilt hinsichtlich zurückzuzahlender
Finanzhilfen des Bundes der Zinssatz für
Kredite des Bundes zur Deckung von Aus-
gaben, den das Bundesministerium der Fi-
nanzen jeweils durch Rundschreiben an die
obersten Bundesbehörden bekannt gibt; er
beträgt jedoch mindestens 0,1 Prozent jähr-
lich. Die weiteren Kosten trägt der Schulträ-
ger.

§ 8

Prüfungsrechte der Rechnungshöfe

Die Prüfungsrechte des Hessischen
Rechnungshofes, des Präsidenten des Hes-
sischen Rechnungshofes – als zuständige
Behörde für die überörtliche Prüfung kom-
munaler Körperschaften – und des Bundes-
rechnungshofes bleiben unberührt.

§ 9

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2035 außer Kraft.

Artikel 22)

Änderung des Gesetzes zur 
Neugliederung der staatlichen 

Schulaufsicht und zur Errichtung der
Hessischen Lehrkräfteakademie

Dem § 2 des Gesetzes zur Neugliede-
rung der staatlichen Schulaufsicht und zur
Errichtung der Hessischen Lehrkräfteakade-
mie vom 24. März 2015 (GVBl. S. 118) wird
der folgende Satz angefügt:2) Ändert FFN 72-131
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„Das Kultusministerium kann im Einverneh-
men mit dem für die Finanzen zuständigen
Ministerium ihren Dienstsitz ändern.“

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 25. September 2019

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r  

B o u f f i e r P r o f .  D r .  L o r z
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Aufgrund des § 558 Abs. 3 Satz 3 und
des § 577a Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuches in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I
S. 42, 2909, 2003 S. 738), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 31. Januar 2019 (BGBl. I
S. 54), verordnet die Landesregierung:

§ 1

Gebiete mit angespannten Wohnungs-
märkten im Sinne des § 558 Abs. 3 Satz 2
und des § 577a Abs. 2 Satz 1 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches, in denen die Kap-
pungsgrenze nach § 558 Abs. 3 Satz 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuches 15 Prozent be-
trägt und in denen eine verlängerte Kündi-
gungsbeschränkung nach § 577a Abs. 2
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches von
acht Jahren gilt, sind die Gemeinden

1. Bad Homburg vor der Höhe,
2. Bad Soden am Taunus,
3. Bad Vilbel,
4. Bischofsheim,
5. Darmstadt,
6. Dreieich,
7. Egelsbach,
8. Eschborn,
9. Flörsheim am Main,
10. Frankfurt am Main,
11. Ginsheim-Gustavsburg,
12. Griesheim,
13. Hattersheim am Main,
14. Heusenstamm,
15. Hofheim am Taunus,
16. Kassel,
17. Kelkheim (Taunus),
18. Kelsterbach,
19. Kiedrich,
20. Langen (Hessen),
21. Marburg,
22. Mörfelden-Walldorf,
23. Nauheim,
24. Nidderau,
25. Obertshausen,
26. Oberursel (Taunus),
27. Offenbach am Main,
28. Raunheim,
29. Schwalbach am Taunus,
30. Weiterstadt und
31. Wiesbaden.

§ 2

(1) Für die Städte Kronberg im Taunus
und Rüsselsheim am Main gilt § 1 Abs. 1 der
Hessischen Verordnung zur Bestimmung
von Gebieten mit verlängerter Kündigungs-
beschränkung vom 21. Juli 2004 (GVBl. I
S. 262), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 2. Dezember 2014 (GVBl. S. 339), in
der bis zum 7. Oktober 2019 geltenden Fas-
sung fort, soweit an vermieteten Wohnräu-
men nach der Überlassung an die Mieterin
oder den Mieter Wohnungseigentum be-
gründet und das Wohnungseigentum vor
dem 8. Oktober 2019 veräußert worden ist.

(2) Für die in § 1 genannten Gemeinden
gilt die dort genannte Frist von acht Jahren
nur dann, wenn das Wohnungseigentum
nach dem 31. August 2019 veräußert wor-
den ist.

(3) In den Gemeinden Bad Soden am
Taunus, Darmstadt, Frankfurt am Main,
Kelkheim (Taunus), Oberursel (Taunus),
Schwalbach am Taunus und Wiesbaden gilt
die 5-Jahresfrist nach § 1 Abs. 1 der Hessi-
schen Verordnung zur Bestimmung von Ge-
bieten mit verlängerter Kündigungsbe-
schränkung in der bis zum 7. Oktober 2019
geltenden Fassung fort, soweit das Woh-
nungseigentum vor dem 1. September 2019
veräußert worden ist.

§ 3

Aufgehoben werden

1. die Hessische Kappungsgrenzenverord-
nung vom 8. Oktober 2014 (GVBl.
S. 226)1) und

2. die Hessische Verordnung zur Bestim-
mung von Gebieten mit verlängerter Kün-
digungsbeschränkung vom 21. Juli 2004
(GVBl. I S. 262)2), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 2. Dezember 2014
(GVBl. S. 339).

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
26. November 2020 außer Kraft.

Verordnung
zur Bestimmung der Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze und mit 

verlängerter Kündigungsbeschränkung (Kappungsgrenzen- und
Kündigungsbeschränkungsverordnung)*)

Vom 23. September 2019

Wiesbaden, den 23. September 2019

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,  Ve r k e h r  
u n d  W o h n e n  

A l - Wa z i r*) FFN 362-82
1) Hebt auf FFN 362-73
2) Hebt auf FFN 362-67
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Artikel 1

Aufgrund des § 3 Abs. 3 des Hessischen
Gesetzes zur Ausführung des Transplantati-
onsgesetzes vom 29. November 2000
(GVBl. I S. 514), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 9. September 2019 (GVBl. S. 229),
verordnet der Minister für Soziales und Inte-
gration:

In § 3 Satz 2 der Verordnung über die
Höhe der Aufwandsentschädigung nach § 3
Abs. 1 Satz 1 und die Kostenerstattung nach

§ 3 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes zur
Ausführung des Transplantationsgesetzes
vom 19. März 2001 (GVBl. I S. 191), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 11. Dezem-
ber 2012 (GVBl. S. 681), wird die Angabe
„2019“ durch „2026“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Höhe der Aufwandsentschädigung

nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und die Kostenerstattung nach § 3 Abs. 2
des Hessischen Gesetzes zur Ausführung des Transplantationsgesetzes*)

Vom 6. September 2019

Wiesbaden, den 6. September 2019

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n  

K l o s e

*) Ändert FFN 350-89
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Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 3 der Ver-
ordnung über die Aufwandsentschädigung
und den Ehrensold der ehrenamtlichen Bür-
germeisterinnen und ehrenamtlichen Bür-
germeister vom 7. Dezember 2016 (GVBl. 
S. 242) werden die Sätze der Aufwandsent-
schädigung, welche

1. ab 1. März 2019 gelten, als Anlage 1,

2. ab 1. Februar 2020 gelten, als Anlage 2
und

3. ab 1. Januar 2021 gelten, als Anlage 3

wie folgt bekannt gemacht:

Bekanntmachung
der Änderung der Aufwandsentschädigung der vor dem 1. Januar 2017 

ausgeschiedenen ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und 
ehrenamtlichen Kassenverwalterinnen und Kassenverwalter der Gemeinden*)

Vom 13. September 2019

*) Zu FFN 321-52

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3

Tabelle der Aufwandsentschädigungen nach § 7 Abs. 2 Satz 1, die für die Berechnung  
des Ehrensoldes der am 31. Dezember 2016 vorhandenen Empfängerinnen und Empfänger  

maßgeblich sind 
 

Größengruppen 
nach 

Einwohnerzahl 

Gruppenbe-
zeichnung 

Aufwandsentschädigung 
für ehrenamtliche 

Bürgermeister (monatlich) 
Euro 

 
 

Gruppenbe-
zeichnung 

Aufwandsentschädigung 
für ehrenamtliche 
Kassenverwalter 
(monatlich) Euro 

 

      
 

 ab 
1.3.2019 

 ab 
1.3.2019 

     
 bis 100 EB 1  530,70 EK  1  418,93 

101 - 200 EB 2  642,47 EK  2  511,98 
201 - 300 EB 3  837,89 EK  3  586,71 
301 - 400 EB 4  994,00 EK  4  698,30 
401 - 500 EB 5  1 175,43 EK  5  837,89 
501 - 600 EB 6  1 329,10 EK  6  949,63 
601 - 700 EB 7  1 482,78 EK  7  1 077,76 
701 - 800 EB 8  1 678,16 EK  8  1 203,46 
801 - 900 EB 9  1 873,70 EK  9  1 329,10 
901 - 1000 EB 10  2 097,10 EK  10  1 510,80 

1001 - 1250 EB 11  2 348,68 EK  11  1 706,15 
1251 - 1500 EB 12  2 599,84 EK  12  1 985,50 

   EB 12 a           2 846,711)    
         
1501 - 2000    EK  13  2 152,86 
2001 - 2500    EK  14  2 288,02 
2501 - 3000    EK  15  2 432,24 

      EK    15 a           2 541,801) 
       
     
1) Höherstufungsbetrag zu EB 12, EK 15 nach § 2 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz des Gesetzes über die Aufwandentschädigung und den  

Ehrensold der ehrenamtlichen Bürgermeister und der ehrenamtlichen Kassenverwalter der Gemeinden vom 7. Oktober 1970 (GVBl. I S. 635) 

Anlage 1 
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Tabelle der Aufwandsentschädigungen nach § 7 Abs. 2 Satz 1, die für die Berechnung  
des Ehrensoldes der am 31. Dezember 2016 vorhandenen Empfängerinnen und Empfänger  

maßgeblich sind 
 

Größengruppen 
nach 

Einwohnerzahl 

Gruppenbe-
zeichnung 

Aufwandsentschädigung 
für ehrenamtliche 

Bürgermeister (monatlich) 
Euro  

 
 

Gruppenbe-
zeichnung 

Aufwandsentschädigung 
für ehrenamtliche 
Kassenverwalter 
(monatlich) Euro 

 

      
 

 ab 
1.2.2020 

 ab 
1.2.2020 

     
 bis 100 EB 1  547,68 EK  1  432,34 

101 - 200 EB 2  663,03 EK  2  528,36 
201 - 300 EB 3  864,70 EK  3  605,48 
301 - 400 EB 4  1 025,81 EK  4  720,65 
401 - 500 EB 5  1 213,04 EK  5  864,70 
501 - 600 EB 6  1 371,63 EK  6  980,02 
601 - 700 EB 7  1 530,23 EK  7  1 112,25 
701 - 800 EB 8  1 731,86 EK  8  1 241,97 
801 - 900 EB 9  1 933,66 EK  9  1 371,63 
901 - 1000 EB 10  2 164,21 EK  10  1 559,15 

1001 - 1250 EB 11  2 423,84 EK  11  1 760,75 
1251 - 1500 EB 12  2 683,03 EK  12  2 049,04 

   EB 12 a           2 937,801)    
         
1501 - 2000    EK  13  2 221,75 
2001 - 2500    EK  14  2 361,24 
2501 - 3000    EK  15  2 510,07 

      EK    15 a           2 623,141) 
       
     
1) Höherstufungsbetrag zu EB 12, EK 15 nach § 2 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz des Gesetzes über die Aufwandentschädigung und den  

Ehrensold der ehrenamtlichen Bürgermeister und der ehrenamtlichen Kassenverwalter der Gemeinden vom 7. Oktober 1970 (GVBl. I S. 635) 

Anlage 2 
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Wiesbaden, den 13. September 2019

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  Sp o r t  

B e u t h

Tabelle der Aufwandsentschädigungen nach § 7 Abs. 2 Satz 1, die für die Berechnung 
des Ehrensoldes der am 31. Dezember 2016 vorhandenen Empfängerinnen und Empfänger  

maßgeblich sind 
 

Größengruppen 
nach 

Einwohnerzahl 

Gruppenbe-
zeichnung 

Aufwandsentschädigung 
für ehrenamtliche 

Bürgermeister (monatlich) 
Euro 

 
 

Gruppenbe-
zeichnung 

Aufwandsentschädigung 
für ehrenamtliche 
Kassenverwalter 
(monatlich) Euro 

 

      
 

 ab 
1.1.2021 

 ab 
1.1.2021 

     
 bis 100 EB 1  555,35 EK  1  438,39 

101 - 200 EB 2  672,31 EK  2  535,76 
201 - 300 EB 3  876,81 EK  3  613,96 
301 - 400 EB 4  1 040,17 EK  4  730,74 
401 - 500 EB 5  1 230,02 EK  5  876,81 
501 - 600 EB 6  1 390,83 EK  6  993,74 
601 - 700 EB 7  1 551,65 EK  7  1 127,82 
701 - 800 EB 8  1 756,11 EK  8  1 259,36 
801 - 900 EB 9  1 960,73 EK  9  1 390,83 
901 - 1000 EB 10  2 194,51 EK  10  1 580,98 

1001 - 1250 EB 11  2 457,77 EK  11  1 785,40 
1251 - 1500 EB 12  2 720,59 EK  12  2 077,73 

   EB 12 a           2 978,931)    
         
1501 - 2000    EK  13  2 252,85 
2001 - 2500    EK  14  2 394,30 
2501 - 3000    EK  15  2 545,21 

      EK    15 a           2 659,861) 
       
     
1) Höherstufungsbetrag zu EB 12, EK 15 nach § 2 Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz des Gesetzes über die Aufwandentschädigung und den  

Ehrensold der ehrenamtlichen Bürgermeister und der ehrenamtlichen Kassenverwalter der Gemeinden vom 7. Oktober 1970 (GVBl. I S. 635) 

Anlage 3
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